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Bebauungsplan Nr. 8118 für das Gewerbegebiet nördlich der B2 Sta Fortfüh-
rung der Änderung des Bebauungsplans für einen Teilbereich zwischen 
Münchner Straße, Petersbrunner Straße und Moosstraße (Moosaik) als vorha-
benbezogener Bebauungsplan Nr. 81A18, Teil 1 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zum genannten Bebauungsplan nimmt das Wasserwirtschaftsamt Weilheim als Trä-
ger öffentlicher Belange wie folgt Stellung.  

Unter Beachtung der nachfolgenden Stellungnahme bestehen aus wasserwirtschaftli-
cher Sicht keine grundlegenden Bedenken gegen die vorliegende Bauleitplanung. 
Detailliertere Betrachtungen zum Grundwasser und zur Niederschlagswasserbeseiti-
gung erwarten wir im weiteren Planungsprozess. 

Wir bitten nach Abschluss des Verfahrens um eine Ausfertigung des rechtskräftigen 
Bebauungsplanes als PDF-Dokument an poststelle@wwa-wm.bayern.de. 

Das Landratsamt Starnberg erhält eine Kopie des Schreibens. 

 

Mit freundlichen Grüßen  
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Stellungnahme 
 

1. Rechtliche und fachliche Hinweise und Empfehlungen 

Die Belange des Hochwasserschutzes und der –vorsorge, insbesondere die Vermeidung 
und Verringerung von Hochwasserschäden, sind in der Bauleitplanung zu berücksichtigen (§ 
1 Abs. 6 Nr. 12, Abs. 7 BauGB). Das StMUV hat gemeinsam mit dem StMB eine Arbeitshilfe 
„Hochwasser- und Starkregenrisiken in der Bauleitplanung“ herausgegeben, wie die Kommu-
nen dieser Verantwortung gerecht werden können und wie sie die Abwägung im Sinne des 
Risikogedankens und des Risikomanagements fehlerfrei ausüben können. s. 
https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/hochwasser/doc/arbeitshilfe.pdf.  

1.1 Oberirdische Gewässer 

Im Planungsgebiet liegen keine oberirdischen Gewässer vor. Im Osten verläuft die Würm, 
ein Gewässer I. Ordnung. 

1.1.1 Lage im 60 m Bereich eines Gewässers  

Die Würm ist ein Gewässer mit Anlagengenehmigungspflicht nach Art. 20 BayWG. Das Pla-
nungsgebiet liegt z.T. im nördlichen Abschnitt im 60m – Bereich dieses Gewässers.  
 
Vorschlag zur Änderung des Plans:  
Die 60m-Linie ist im Plan darzustellen.  

Vorschlag für Hinweise zum Plan:  

„Anlagen (insbesondere bauliche Anlagen und Leitungsanlagen) im Abstand 
von weniger als 60 Meter zur Würm (einem Gewässer I. Ordnung) oder Anlagen, 
die die Gewässerunterhaltung oder den Gewässerausbau beeinträchtigen kön-
nen, sind nach Art. 20 Abs. 1 Bayerisches Wassergesetz genehmigungspflich-
tig. Ein entsprechender Antrag ist bei der Kreisverwaltungsbehörde einzu-
reichen. Ist eine Baugenehmigung, eine bauaufsichtliche Zustimmung oder eine 
Entscheidung nach § 78 Abs. 5 Satz 1 oder § 78a Abs. 2 Satz 1 WHG zu erteilen, 
entfällt die Genehmigung nach Art. 20 BayWG.“  

1.2 Überflutungen infolge von Starkregen 

Infolge von Starkregenereignissen kann es auch fernab von Gewässern zu Überflutungen 
kommen. Die Vorsorge gegen derartige Ereignisse beginnt auf Ebene der Bauleitplanung. 
Oberflächenabfluss infolge von Starkregen sollte daher in der Grundkonzeption der Planung 
berücksichtigt werden. Wir empfehlen, die topographischen und hydrologischen Verhältnisse 
(Wasserscheiden, Außeneinzugsgebiete, Hanglagen, Mulden, bevorzugte Fließwege, flä-
chenhafter Wasserabfluss etc.) zu erheben und eine Gefährdungs-und Fließweganalyse so-
wie eine Risikobeurteilung durchzuführen, und die Ergebnisse im Plan zu berücksichtigen. 

Außengebietswasser sollte auch in der regulären Entwässerungsplanung grundsätzlich nicht 
in die Bebauung geleitet werden (z.B. Anlegen von Abfang- und Ableitungsgräben; Anlage 
von Gehölzstreifen oder Erosionsmulden in der landwirtschaftlichen Fläche oberhalb der Be-
bauung). 

 
Vorschlag für Hinweise zum Plan: 
  

„Schutz vor Überflutungen infolge von Starkregen:  

Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans 
Überflutungen auftreten. Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche Vorsorge-
maßnahmen zu treffen, die das Eindringen von oberflächlich abfließendem 
Wasser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft verhindert. Eine Sockelhöhe von 
mind. 25 cm über der Fahrbahnoberkante wird empfohlen. Kellerfenster sowie 

https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/hochwasser/doc/arbeitshilfe.pdf
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Kellereingangstüren sollten wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z.B. vor 
Lichtschächten, ausgeführt werden.   

1.3 Grundwasser 

Das Planungsgebiet ist durch hohe Grundwasserstände gekennzeichnet. Entsprechend den 
vorliegenden Erkenntnissen liegt das Grundwasser- bzw. dessen Druckwasserstand teil-
weise nur knapp unter der Geländeoberfläche. Ferner wurden Torfe bei den Erkundungen 
angetroffen, welche mit Setzungen auf Wasserstandsänderungen reagieren können. Durch 
das vorliegende Konzept werden Maßnahmen erforderlich werden, welche sicherstellen, 
dass sich keine (schädlichen) Grundwasserstandsänderungen durch die geplante Bebauung 
ergeben. In diesem Zusammenhang fanden bereits Gespräche mit den Fachplanern und 
dem Wasserwirtschaftsamt statt. Wir empfehlen möglichst frühzeitig und das Gesamtgebiet 
umfassende Planungen anzustellen. So kann die Anzahl der Genehmigungsverfahren redu-
ziert werden, was i.d.R. zu einer höheren Planungssicherheit und geringeren Schnittstellen-
problemen führt. 

 
Vorschlag für Festsetzungen: 

 
„Die Einleitung von Grund-, Drän- und Quellwasser in den öffentlichen 
Schmutz-/Mischwasserkanal ist nicht zulässig.“ 
 
„Zum Schutz vor hohen Grundwasserständen und sonstigen hydrostatisch 
wirksamen Wässern (z.B. Stau- und Schichtenwasser) müssen Keller oder 
sonstige unterhalb des anstehenden Geländes liegende Räume in den im Plan 
gekennzeichneten Gebieten bis mindestens zum bisher bekannten Grundwas-
serhöchststand (HHW) zuzüglich einem geeigneten Sicherheitszuschlag was-
serdicht (z.B. weiße Wanne) und auftriebssicher hergestellt werden.“  

 
Vorschlag für Hinweise zum Plan: 

 
 
„Sind im Rahmen von Bauvorhaben Maßnahmen geplant, die in das Grundwas-
ser eingreifen (z.B. Grundwasserhaltungen oder -absenkungen durch Bauwas-
serhaltung und darüber hinaus, Herstellen von Gründungspfählen oder Boden-
ankern mittels Injektionen), so ist rechtzeitig vor deren Durchführung mit der 
Kreisverwaltungsbehörde bezüglich der Erforderlichkeit einer wasserrechtli-
chen Erlaubnis Kontakt aufzunehmen.“  

 
„In Bereichen von Schwankungen des Grundwasserspiegels besteht die Gefahr 
von Setzungen des Bodens unter Auflast.“ 

1.4 Altlasten und Bodenschutz  

1.4.1 Altlasten und schädliche Bodenveränderungen 

Im gegenständlichen Plangebiet sind nach unsererer Kenntnissen keine Grundstücksflächen 
im Kataster gem. Art. 3 Bayer. Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) aufgeführt, für die ein 
Verdacht auf Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen besteht.  

Für weitere Auskünfte zu den aus dem Altlastenverdacht entlassenen Flächen, wenden Sie 
sich bitte an die zuständige Altlastenbehörde im LRA STA. 
 
Vorschlag für Hinweise zum Plan:  
 

„Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens 
festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hin-
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deuten, ist unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde (Kreisverwal-
tungsbehörde) zu benachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs. 2 
BayBodSchG).“ 

1.4.2 Vorsorgender Bodenschutz 

Durch das Vorhaben werden die Belange des Schutzgutes Boden berührt. Nach Baugesetz-
buch (BauGB) Anlage 1 (zu § 2 Absatz 4 und §§ 2a und 4c) ist für die vorhandenen Böden 
eine Bestandsaufnahme und Bewertung der im Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) auf-
geführten Bodenfunktionen durchzuführen. 

Für die Bodenuntersuchung einschließlich der Bodenfunktionsbewertung wird empfohlen, ei-
nen qualifizierten Fachgutachter zu beauftragen. Dabei sind ggf. vorhandene geogene bzw. 
großflächig siedlungsbedingte Bodenbelastungen zu berücksichtigen. Darüber hinaus sind 
geeignete Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Aus-
wirkungen auf das Schutzgut Boden aufzuzeigen.  

Vorschläge für Hinweise zum Plan: 

 „Dem Wasserwirtschaftsamt liegen Anhaltspunkte für organische Böden 
(Moore), Böden im Planungsbereich vor. Es sind daher Maßnahmen zur Vermei-
dung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen erforder-
lich.“ 

1.5 Wasserversorgung 

1.5.1 Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung  

Die Erschließung an das öffentliche Netz der Trinkwasserversorgung ist bereits durch die 
umliegenden Straßen gesichert. Sämtliche Bauvorhaben sind vor Bezug daran anzuschlie-
ßen. 

1.6 Abwasserentsorgung 

1.6.1 Häusliches Schmutzwasser  

Ein öffentlicher Kanal ist in den angrenzenden Straßen vorhanden. Der Anschluss hat vor 
Bezug zu erfolgen. Die Kapazitäten sind mit dem Kanalnetzbetreiber abzustimmen. 

1.6.2 Niederschlagswasser 

Gemäß §55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert werden, soweit dem 
weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften oder wasserwirt-
schaftliche Belange entgegenstehen. Im vorliegenden Fall können sich aufgrund des hohen 
Versiegelungsgrades, geringen Grundwasserflurabstandes, die in den Grundwasserleiter 
einbindende Tiefgarage sowie ggf. wenig durchlässiger Böden einer Versickerung entgegen-
stehende Faktoren ergeben. Die Festsetzung unter Punkt 8.1 müsste dahingehend modifi-
ziert werden. Die Ausführungen der Begründung unter Punkt 5.5. sollten ergänzt werden. 

Nach unserer Erfahrung mit ähnlichen Stadtquartiersentwicklungen halten wir eine das ge-
samte Bebauungsplangebiet berücksichtigende wasserrechtliche Genehmigungspla-
nung mit Rückhaltung (ggf. mit Teilversickerung) und gedrosselte Ableitung in den Vorfluter 
für geboten, sofern die Versickerung nicht gänzlich möglich ist. Die Möglichkeit einer gedros-
selten Ableitung in den Vorfluter wäre nach unserem Kenntnisstand Voraussetzung für die 
gesicherte Erschließung. 

Der Bauleitplanung muss eine Erschließungskonzeption zugrunde liegen, nach der das an-
fallende Niederschlagswasser schadlos beseitigt werden kann. Die Sicherheit gegen Überflu-
tung bzw. einer kontrollierten schadlosen Überflutung des Grundstücks muss rechnerisch 
nachgewiesen werden (Überflutungsnachweis). Ein schlüssiges Konzept ist aus den vorlie-
genden Unterlagen nicht ersichtlich. Es ist als Nachweis einer ordnungsgemäßen Erschlie-
ßung notwendig und daher (ggf. in Verbindung mit einem Generalentwässerungsplan) nach-
zureichen.  
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Weitere Hinweise zur Wassersensible Siedlungsentwicklung können den „Weiterführenden 
Informationen“ unter folgender Adresse gefunden werden: 

https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/abwasser/wassersen-
sible_siedlungsentwicklung/index.htm 

 
Vorschlag zur Änderung des Plans:  

Festsetzung der Flächen, die für die Versickerung, Ableitung bzw. Retention von Nieder-
schlagswasser erforderlich sind (entsprechend der Erschließungskonzeption).  

Vorschlag für Festsetzungen 

„Bei Stellplätzen, Zufahrten und Zugängen sind für die Oberflächenbefestigung 
und deren Tragschichten nur Materialien mit einem Abflussbeiwert kleiner oder 
gleich 0,7 zu verwenden, wie z.B. Pflasterung mit mind. 30 % Fugenanteil, was-
ser- und luftdurchlässige Betonsteine, Rasengittersteine, Rasenschotter, was-
sergebundene Decke.“ 

„Flachdächer (0 Grad-15 Grad) sind mindestens mit einem Anteil von 60% der 
Dachflächen - ausgenommen Flächen für technische Dachaufbauten - bei einer 
Substratschicht von mindestens 8 cm mit Gräsern und Wildkräutern zu bepflan-
zen und so zu unterhalten. Ausnahmen für Anlagen zur Gewinnung von Solar-
energie können zugelassen werden.“ 

 „Niederschlagswasser, welches nicht auf Grundstücken, auf denen es anfällt, 
versickert oder als Brauchwasser genutzt werden kann, ist der Retentionsflä-
che       zuzuführen und dort zur Versickerung zu bringen, bzw. falls dies 
nicht ausreichend möglich ist, gepuffert direkt in ein Gewässer einzuleiten.“ 

Niederschlagswasser von Straßen  

„Das von den Planstraßen       anfallende gering / mäßig verschmutzte Nie-
derschlagswasser ist in den anzulegenden Mulden der straßenbegleitenden 
Grünstreifen zu versickern.“  

Vorschlag für Hinweise zum Plan:  
 

„Im vorliegenden Fall ist für eine gezielte Versickerung von gesammeltem Nie-
derschlagswasser oder eine Einleitung in oberirdische Gewässer (Gewässerbe-
nutzungen) eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die Kreisverwaltungsbe-
hörde erforderlich. Es wird empfohlen, im Zuge des Bauleitverfahrens ein integ-
rales Entwässerungskonzept für das gesamte Plangebiet zu erstellen, auf wel-
chem das nachfolgende wasserrechtliche Verfahren fußt.“ 
 
„Hinweise zur Bemessung und Gestaltung von erforderlichen Behandlungsan-
lagen für verschmutztes Niederschlagswasser von Straßen sind den einschlägi-
gen Technischen Regeln zu entnehmen.“  
 

„Anlagen und Entwässerungseinrichtungen zur Ableitung von Dränwasser 
(Dränanlagen) sind wasserrechtlich zu behandeln und im Entwässerungsplan in 
Lage und Dimension zu kennzeichnen.“ 

 

2. Zusammenfassung 

Gegen den Bebauungsplan bestehen keine grundlegenden wasserwirtschaftlichen Beden-
ken, wenn obige Ausführungen berücksichtigt werden. Sowohl die Niederschlagswasserbe-
seitigung als auch die Eingriffe in das Grundwasser sind detailliert zu betrachten und auszu-
arbeiten. Wasserrechtliche Genehmigungen sind zu berücksichtigen. 
 

https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/abwasser/wassersensible_siedlungsentwicklung/index.htm
https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/abwasser/wassersensible_siedlungsentwicklung/index.htm



